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Erster Teil

Grundlagen

§ 1.  Einleitung

I.  Informationen als Unternehmensressource schlechthin

Seit jeher ist der Besitz von Informationen ein bedeutender, wenn nicht gar der 
bedeutendste Wettbewerbsfaktor, der über Erfolg oder Misserfolg einer Un-
ternehmung bestimmt.1 Bereits Nathan Mayer Rothschild – so heißt es – habe 
sein Vermögen dem Umstand zu verdanken gehabt, als erster vom Ausgang der 
Schlacht von Waterloo erfahren zu haben. In dem Wissen um die französische 
Niederlage veräußerte er an der Londoner Börse kurz nach dem Ende des 
Gefechts englische Aktien in großem Umfang, um dem Markt zu suggerieren, 
Frankreich hätte England besiegt. Als der Kurs der englischen Aktien ins Boden-
lose gefallen war, kaufte er die unterbewerteten Aktien auf und sicherte sich 
dadurch die Kontrolle über die englische Wirtschaft. Kurze Zeit später erreichte 
die offizielle Nachricht vom englischen Sieg die Börsen. Daraufhin schossen 
die von Rothschild aufgekauften englischen Aktien durch die Decke.2 Die auf 
Francis Bacon zurückgehende Redewendung „Wissen ist Macht“ findet in 
diesem Beispiel – gemünzt auf das Wirtschaftsleben – trefflich ihre praktische 
Bestätigung.

An der immensen Bedeutung von Informationen für das wirtschaftliche Fort-
kommen hat sich bis heute nichts geändert. Ganz im Gegenteil nimmt diese 
Bedeutung in Zeiten des Übergangs von der Industrie- hin zur Informations-
gesellschaft ständig zu.3 Grund dafür ist nicht zuletzt die immer komplexer und 
dynamischer werdende Umwelt.4 Von der Entwicklung einer Geschäftsidee 

1  Büllesbach, in: Roßnagel, Kap. 7.1 Rn. 1; Erichson/Hammann, in: Bea/M. Schweitzer, 
Kap. 4 1.2; Jung, ABWL, Kap. C 2.4.7; Kerger, Spannungsverhältnis, S. 13 f; ähnlich Bül-
lesbach, RDV 2001, 1; Lambrich/Cahlik, RDV 2002, 287 (288); Schleutermann, CR 1995, 
577. Unter Informationen versteht man gemeinhin zweckorientiertes Wissen, vgl. Küpper/
Friedl/C. Hofmann/Y. Hofmann/Pedell, Controlling, Kap. 5.1.1; Schierenbeck/Wöhle, BWL, 
Viertes Kap. 4.2.4; Vahs/Schäfer-Kunz, BWL, Teil II 9.4.1.

2  Mühlauer, SZ v. 17. Mai 2010, abrufbar unter http://www.sueddeutsche.de/geld/sz-serie-
die-grossen-spekulanten-der-finanz-bonaparte-1.575314 (zuletzt abgerufen am 7. Dezember 
2015).

3  Erichson/Hammann, in: Bea/M. Schweitzer, Kap. 4 1.1, 1.1.2; Jung, ABWL, Kap. C 
2.4.7.

4  Erichson/Hammann, in: Bea/M. Schweitzer, Kap. 4 1.1.
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bis zu deren Umsetzung – in jedem Stadium müssen Entscheidungen getroffen 
werden, deren Richtigkeit vom Maß der verfügbaren und eingeholten Informa-
tionen abhängt.5 Letztlich ist Wirtschaften nichts anderes als die Sammlung und 
Verarbeitung von Informationen.6 Nicht von ungefähr spricht die jüngere Be-
triebswirtschaftslehre daher von Informationen als „der Unternehmensressource 
schlechthin“.7 Von betriebswirtschaftlicher Seite wird dementsprechend der 
Geschäftsleitung die Aufgabe auferlegt, für einen stetigen Fluss der relevanten 
Informationen an die Entscheidungsträger innerhalb des Unternehmens zu 
sorgen.8 Wird das Unternehmen in Form einer Einheitsgesellschaft betrieben, 
trifft dieser Informationsfluss auf nahezu keine juristische Hürden. Mittels ihres 
Direktionsrechts kann die Geschäftsleitung einzelne Mitarbeiter und ganze Ab-
teilungen anweisen, Informationen an sie oder an Dritte weiterzugeben.

Ist das Unternehmen indes in Form eines Konzerns organisiert, ändert sich 
das gezeigte Bild: Der Geschäftsleitung der Obergesellschaft stehen nun selbst-
ständige juristische Personen als Konzernglieder gegenüber, die ihren Willen 
grundsätzlich autonom bilden. Als eigenständige Rechtssubjekte stellt das 
Gesellschaftsrecht diese unter seinen Schutz und ordnet sie grundsätzlich nicht 
Konzerninteressen unter. Auf die in den Tochtergesellschaften befindlichen 
Informationen kann die Obergesellschaft deshalb nicht ohne weiteres zugreifen. 
Es entsteht ein Spannungsverhältnis zwischen Informationsbedürfnissen des 
herrschenden Unternehmens und dem Informationsfluss entgegenstehenden 
Wertungen aus dem Recht der abhängigen Gesellschaft. Im Rahmen der vor-
liegenden Untersuchung gilt es, dieses Spannungsverhältnis auszuloten und auf-
zulösen.

II.  Praktische Bedeutung des verbundinternen Informationsflusses

Die Praxis des Unternehmensverbunds ist zuallermeist von einem regen In-
formationsaustausch zwischen Konzernober- und -untergesellschaft geprägt. 
Tagtäglich findet eine Vielzahl von Informationen der Tochter ihren Weg zur 
Konzernspitze.9 Im juristischen Schrifttum ist daher die Einschätzung ver-

5  Vgl. Erichson/Hammann, in: Bea/M. Schweitzer, Kap. 4 1.1.1.; Rodewald, GmbHR 
2014, 639.

6  Aden, DZWiR 2011, 89 (92).
7  Vahs/Schäfer-Kunz, BWL, Teil II 9.4.1; ähnlich Erichson/Hammann, in: Bea/M. Schweit-

zer, Kap. 4 1.1.1; Macharzina/J. Wolf, Unternehmensführung, Teil 3 Kap. 10.8.2.
8  Vgl. Jung, ABWL, Kap. C 2.4.7.2; Küpper/Friedl/C. Hofmann/Y. Hofmann/Pedell, Con-

trolling, Kap. 5.1.1; Schierenbeck/Wöhle, BWL, Viertes Kap. 4.2.4; Wöhe, ABWL, 2. Abschnitt 
B. 7.1.

9  Vgl. den empirischen Befund von Theile, in: J. Eisele/J. Koch/Theile, S. 73 (84 ff) sowie 
den Sachverhalt des Beschlusses des LG Düsseldorf, AG 1992, 461 f: „[…] Hinweis, daß in 
einem faktischen Konzernverhältnis täglich viele Informationen ausgetauscht würden […].“ 
Siehe daneben Behn, Ad-hoc-Publizität, S. 154; Bitter, GesR, § 3 Rn. 112 Fn. 136; Decher, ZHR 
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breitet, die Untergesellschaft werde sich einem Informationsverlangen von oben 
regelmäßig nicht entziehen können.10 Die praktische Bedeutung der konzern-
internen Informationsweitergabe ist daher kaum zu überschätzen. Dieser rechts-
tatsächliche Befund steht nun aber in einem gewissen Spannungsverhältnis zu 
den juristischen Grundlagen eines derartigen Informationsflusses, die nur wenig 
gesichert sind.11 Völlig zutreffend konstatieren mit Fleischer und Spindler nam-
hafte Autoren auch in jüngster Zeit, die genauen Grenzen des konzerninternen 
Informationsflusses seien noch kaum geklärt.12 Mittlerweile scheint sich die 
Konzernpraxis zunehmend für den Problemkreis zu sensibilisieren. So waren 
etwa die ehemaligen Bemühungen der Volkswagen AG, ihre zum Konzern ge-
hörenden Nutzfahrzeughersteller MAN und Scania im Wege einer Fusion zum 
Einheitsunternehmen zu verbinden, namentlich darauf zurückzuführen, dass 
sich im Rahmen der bestehenden Konzernorganisation juristische Probleme 
beim Austausch von Informationen stellten.13

Ganz in diesem Sinne mehren sich in der Praxis die Fälle, in denen die Toch-
ter sich weigert, das herrschende Unternehmen umfassend mit Informationen zu 
versorgen – insbesondere, wenn sie außenstehende Aktionäre besitzt.14 Für die 

158 (1994), 473; Duden, FS v. Caemmerer, S. 499 (512 f); Fischbach/Lüneborg, NZG 2015, 
1142 (1145); Grage, Auskunftsrecht, S. 105; Kubis, in: MünchKomm AktG, § 131 Rn. 156; 
Menke, NZG 2004, 697; Mielert, Leitungsbefugnis, S. 67; Pentz, ZIP 2007, 2298; Schüler, 
Wissenszurechnung, S. 186; Thieme, Ad-hoc-Publizität, S. 211; V. Vogt, BB 2014, 245 (246); 
hinsichtlich Arbeitnehmerdaten Lambrich/Cahlik, RDV 2002, 287 (288); Ruppmann, Aus-
tausch, S. 38; Wohlgemuth, AuR 1987, 264; hinsichtlich personenbezogener Daten allgemein 
Büllesbach, RDV 2001, 1 (4); Freise/Wohlgemuth, DVR 1982, 285 (286); Kilian/Scheja, BB 
2002, Beilage 3 zu Heft 14, 19 (21); S. Schulz, BB 2011, 2552 (2553).

10  Grundmeier, Compliance, S. 91; Holle, Legalitätskontrolle, S. 182; Karehnke, AG 1968, 
280 (283); Löbbe, Unternehmenskontrolle, S. 150 f; Menke, NZG 2004, 697 f; Tschierschke, 
Sanktionierung, S. 93; ähnlich H. Götz, ZGR 1998, 524 (527); Strohn, Verfassung, S. 34, 159 f: 
Tochter wird Mutter in der Praxis mit Informationen versorgen. Allgemein Fett/Theusinger, BB 
2010, Beilage 4 zu Heft 50, 6 (10); Lutter, FS Goette, S. 289 (294).

11  Vgl. nur Duden, FS v. Caemmerer, S. 499 (513), wonach die Praxis die unumgängliche 
bevorzugte Information von Großaktionären derzeit in der „Grauzone zwischen erlaubt und 
unerlaubt durchführt.“

12  Fleischer, in: Spindler/Stilz, § 76 Rn. 101, § 90 Rn. 30; Fleischer, DB 2005, 759 (764); 
Fleischer, ZGR 2009, 505 (530); Spindler, in: K. Schmidt/Lutter, § 131 Rn. 100; ebenso 
J. Bauer/Schmidt-Bendun, FS Wegen, S. 105 (106); ähnlich Bachmann, GesR in der Diskussion 
2007, 65 (95); Zöllner/Beurskens, in: Baumbach/A. Hueck, GmbHG, Schlussanhang GmbH-
KonzernR Rn. 104.

13  Vgl. FAZ v. 15. November 2010, S. 22 sowie Köhn, FAZ v. 15. November 2010, einseh-
bar unter http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/unternehmen/nutzfahrzeuge-man-und-scania-
suchen-weg-aus-dem-dilemma-1593758.html (zuletzt abgerufen am 7. Dezember 2015).

14  Vgl. Bauckhage-Hoffer/Katko, WM 2012, 486 (488); Behn, Ad-hoc-Publizität, S. 154; 
Fleischer, ZGR 2009, 505 (541); Singhof, ZGR 2001, 146 (159); ähnlich und allgemein 
Hommelhoff, Konzernleitungspflicht, S. 229. Siehe dazu auch den empirischen Befund bei 
Wiesenack/Klein, in: J. Eisele/J. Koch/Theile, S. 5 (50). Zu weiteren Gründen für eine res-
triktive Informationspolitik der Tochter siehe Löbbe, Unternehmenskontrolle, S. 131 f: Furcht 
vor möglichen Sanktionen, Empfindung einer Gängelung durch ständige Kontrolle von oben.
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Mutter zieht das häufig große Probleme nach sich. Als Beispiel kann der Fall 
des Versicherungsunternehmens Axa S. A. dienen. Deren US-amerikanische 
Tochter, die Alliance Capital Management Corporation, hatte in großem Um-
fang Anteile an börsennotierten Gesellschaften erworben und verkauft, ohne 
ihrem Mutterunternehmen darüber zu berichten. Das hatte zur Folge, dass gegen 
die Axa S. A. ein Bußgeldverfahren wegen des Verstoßes gegen Meldepflichten 
nach § 21 Abs. 1 WpHG eingeleitet wurde, weil sie es infolge ihrer fehlenden 
Kenntnis unterließ, entsprechende Meldungen abzugeben.15 Schon angesichts 
derartiger Praxisfälle muss es für die Rechtswissenschaft Aufgabe sein, den 
zulässigen Umfang und die Grenzen des konzerninternen Informationsflusses 
herauszuarbeiten.

III.  Weitergehende juristische Bedeutung des Problemkreises

Besondere juristische Brisanz besitzt der Problemkreis der konzerninternen 
Informationsweitergabe nicht nur deshalb, weil die Frage nach Umfang und 
Grenzen eines zulässigen Informationsflusses noch offen ist. Die Antwort auf 
die Frage hat vielmehr weitreichende Bedeutung auch für andere juristische 
Problemstellungen, die in jüngerer Zeit in den Fokus wissenschaftlicher Auf-
merksamkeit katapultiert wurden: Gemeint ist die aufkeimende Diskussion um 
eine Konzern-Compliance-Pflicht, d. h. die Pflicht der Obergesellschaft, für 
gesetzeskonformes Verhalten ihrer Tochter zu sorgen und Zuwiderhandlungen 
schon im Vorfeld zu unterbinden.16 Spätestens seit der EuGH die Konzernmutter 
für Kartellrechtsverstöße der Tochter haftbar macht und damit das konzernrecht-
liche Trennungsprinzip zugunsten einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise 
aufgibt,17 liegt das ureigene Interesse der Mutter an Konzern-Compliance auf 
der Hand.18 Auf rechtskonformes Verhalten der Tochter hinwirken kann das 
herrschende Unternehmen aber nur, wenn es von deren gefahrgeneigten Tätig-
keiten Kenntnis erlangt. Der Erhalt von Informationen ist damit unabdingbare 
Voraussetzung für alle weiteren Compliance-Maßnahmen. Das verdeutlicht, 
dass die Reichweite einer Konzern-Compliance-Pflicht davon abhängen muss, 
inwieweit Informationen im Verbund überhaupt zulässigerweise ausgetauscht 
werden dürfen. Bei der im Rahmen dieser Arbeit untersuchten Fragestellung 

15  Vgl. Börsen-Zeitung v. 24. August 2004, S. 11. Freilich richtete sich die Frage, inwiefern 
die Tochter zur Informationserteilung gegenüber der Mutter befugt oder gar verpflichtet war, in 
diesem Fall gemäß den Grundsätzen des internationalen Konzernrechts nicht nach deutschem 
Recht, sondern nach dem Recht des Staates, in dem sich die Tochter befand, mithin nach US-
amerikanischem Recht.

16  Siehe zum Begriff der Konzern-Compliance nur Holle, Legalitätskontrolle, S. 1.
17  Zu dieser zweifelhaften Rechtsprechung EuGH, Slg. 2009, I-8266 = EuZW 2009, 816. 

Näher dazu Seibt, in: K. Schmidt/Lutter, § 76 Rn. 28 und Wiesenack/Klein, in: J. Eisele/J. Koch/
Theile, S. 5 (20 ff).

18  Vgl. nur Kapp, CCZ 2009, 236 (238 f).
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handelt es sich demnach um eine Vorfrage des Problems der Konzern-Com-
pliance, die den Ausgangspunkt für dessen Lösung bildet.19 Gleiches lässt sich 
hinsichtlich der Frage nach einer Konzernleitungspflicht des Muttervorstands 
feststellen. Eine derartige Pflicht wird seit Jahrzehnten diskutiert.20 Auch sie 
setzt voraus, dass das herrschende Unternehmen an umfassende Informationen 
der Tochter gelangen kann. Damit ist das Themenfeld der konzerninternen In-
formationsweitergabe auch in diesen Problemkreis eingewoben. Nach alledem 
verspricht die Klärung von Zulässigkeit und Grenzen des Informationsflusses im 
Unternehmensverbund weitreichende Erkenntnisse auch für die Lösung anderer 
praxisrelevanter Streitfragen.

§ 2.  Zielsetzung, Themeneingrenzung und Gang der Untersuchung

Die vorliegende Arbeit hat es sich zum Ziel gesetzt auszuloten, wo die genauen 
Grenzen zwischen einer zulässigen und einer unzulässigen Informationsweiter-
gabe durch die abhängige Gesellschaft an das herrschende Unternehmen ver-
laufen. Den Untersuchungsgegenstand bildet damit die Frage, ob und inwiefern 
die Rechtsordnung der Obergesellschaft Mittel bereitstellt, um ihren Bedarf 
nach Informationen der Tochtergesellschaft zu decken. Um diese Frage mit 
dem nötigen Tiefgang bearbeiten zu können, ist es unumgänglich, sie auf eine 
bestimmte Konstellation hin einzugrenzen. Das erfolgt zunächst dahingehend, 
dass der Fokus allein auf die Informationsströme von der Tochter an die Mutter 
gerichtet wird. In Anlehnung an das Über-Unterordnungsverhältnis zwischen 
den beiden Unternehmen wird dieser Informationsfluss teilweise verknappt 
mit dem Anglizismus „upstream information“ umschrieben.21 Er wirft in der 
Praxis die größten Probleme auf, weil insofern das Informationsbedürfnis der 
Obergesellschaft in offenen Konflikt gerät mit der juristischen Selbstständig-
keit der Untergesellschaft. Der umgekehrte Informationsfluss von der Mutter 
hin zur Tochter – sog. „downstream information“ – sowie der Informationsfluss 
zwischen Schwestergesellschaften sollen ebenso unerörtert bleiben wie die 
Informationsweitergabe durch eine Enkel- oder sonstige Verbundsgesellschaft 
an die Konzernspitze.

Eine weitere Eingrenzung erfährt der Untersuchungsgegenstand dahin-
gehend, dass die Konstellation eines deutschen Aktienkonzerns zugrunde gelegt 
wird. Der Blick wird somit einzig auf die Informationsweitergabe durch ein 
abhängiges Unternehmen in Form der Aktiengesellschaft nach § 1 AktG ge-
richtet. Ausgeklammert werden demgegenüber alle sonstigen Rechtsformen, 

19  Ähnlich Bauckhage-Hoffer/Katko, WM 2012, 486 (487).
20  Siehe zum Streitstand nur Hüffer/J. Koch, § 76 Rn. 47.
21  Siehe zur Begrifflichkeit etwa Pöschke, ZGR 2015, 550 (551 f).
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in denen eine Konzerntochter organisiert sein kann – namentlich die GmbH. 
Seinen Grund hat dies v. a. darin, dass das Problem des konzerninternen Infor-
mationstransfers weit weniger virulent wird, wenn es sich bei der Tochter um 
eine GmbH handelt;22 denn das weitreichende Auskunfts- und Einsichtsrecht 
der Gesellschafter nach § 51a GmbHG versetzt diese in die Lage, von allen 
relevanten Informationen innerhalb der GmbH Kenntnis zu erlangen. Es ist den 
Gesellschaftern – und damit auch dem herrschenden Unternehmen – daher ein 
Leichtes, ihre Informationsbedürfnisse zu stillen.23

Zu guter Letzt erfolgt eine Einschränkung hinsichtlich der verschiedenen 
Formen des Unternehmensverbunds: Untersucht wird lediglich die Rechtslage 
im Abhängigkeitsverhältnis (§ 17 AktG), im faktischen Konzern (§ 18 AktG) 
sowie im Vertragskonzern, der sich auf einen Beherrschungsvertrag gründet 
(§ 291 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 AktG). Außen vor bleibt insbesondere der im Vergleich 
zu den übrigen Konzernierungsformen praktisch weniger bedeutsame Einglie-
derungskonzern. Angesichts der ähnlichen Ausgestaltung der Leitungsmacht in 
§ 308 AktG und § 323 AktG gelten im Übrigen die für den Vertragskonzern ge-
fundenen Ergebnisse in weitem Umfang auch für den Eingliederungskonzern.24

In Anknüpfung an die untersuchten Formen des Unternehmensverbunds 
differenziert die Arbeit terminologisch zwischen bloßen Abhängigkeitsver-
hältnissen, faktischen Konzernen und Vertragskonzernen. Abweichend von 
einem verbreiteten Begriffsverständnis werden dabei die Termini „faktischer 
Konzern“ und „Abhängigkeitsverhältnis“ grundsätzlich nicht gleichgesetzt. In 
der juristischen Umgangssprache wird mit dem „faktischen Konzern“ zumeist 
schlagwortartig eine Unternehmensverbindung bezeichnet, für die die §§ 311 ff 
AktG gelten. Das ist ein wenig irreführend, bedenkt man, dass diese Vorschriften 
eine Konzernierung im Sinne des § 18 Abs. 1 AktG gerade nicht voraussetzen, 
sondern sich mit einer bloßen Abhängigkeitsbeziehung begnügen.25 Dement-
sprechend wird der Begriff des faktischen Konzerns im Rahmen dieser Arbeit 
grundsätzlich für Gesellschaften verwendet, zwischen denen zwar kein Beherr-
schungsvertrag besteht, die aber trotzdem einen Konzern im Sinne des § 18 
Abs. 1 AktG bilden. In Abgrenzung dazu wird vorliegend von „Abhängigkeits-

22  Vgl. T. Drygala/Staake/Szalai, KapGesR, § 33 Rn. 29: „Frage […] ohne Bedeutung.“ 
Ebenso Ziemons, in: Nirk/Ziemons/Binnewies, Rn. 8.823.

23  Grundmeier, Compliance, S. 96; Körber, NZG 2002, 263 (266). Näher zur Informati-
onsweitergabe durch eine GmbH-Tochter Holle, Legalitätskontrolle, S. 141 ff; Löbbe, Unter-
nehmenskontrolle, S. 118 ff, 128 f. § 51a Abs. 2 GmbHG bildet nur in Ausnahmefällen eine 
Schranke für die Auskunftserteilung, etwa wenn absehbar ist, dass die Obergesellschaft die 
Informationen entgegen ihrer Treuepflicht zu Lasten der GmbH verwenden wird, vgl. Holle, 
Legalitätskontrolle, S. 144; Löbbe, Unternehmenskontrolle, S. 119 f, 135 ff.

24  Ein bedeutender Unterschied besteht lediglich in der Anwendung des § 131 Abs. 4 AktG: 
Weil es im Eingliederungskonzern an außenstehenden Aktionären fehlt (vgl. § 320a S. 1 AktG), 
scheidet das Nachauskunftsrecht als Informationsweitergabehindernis von vornherein aus.

25  Vgl. Hüffer/J. Koch, § 311 Rn. 8; K. Schmidt, JZ 1992, 856 (857).
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verhältnissen“ gesprochen, wenn es an der Ausübung einheitlicher Leitung und 
damit an einer Konzernierung nach § 18 Abs. 1 AktG fehlt. Soweit aus Gründen 
der Verkürzung und sprachlichen Auflockerung des Textes ausnahmsweise der 
Begriff des faktischen Konzerns neben Konzernen im Sinne des § 18 Abs. 1 
S. 1 und 3 AktG auch bloße Abhängigkeitsverhältnisse miteinschließen soll, ist 
dies kenntlich gemacht. Ist schlicht vom „Vertragskonzern“ die Rede, ist – ent-
sprechend dem eingeschränkten Untersuchungsgegenstand – lediglich derjenige 
Konzern im Sinne des § 18 Abs. 1 S. 1 und 2 AktG gemeint, der durch den Ab-
schluss eines Beherrschungsvertrags begründet wird.

Die Arbeit widmet sich der Beantwortung der aufgeworfenen Untersuchungs-
frage in vier Teilen. Der Erste Teil legt die für das Verständnis der Problematik 
unentbehrlichen Grundlagen dar. So erfolgt im nächsten § 3 zunächst eine 
Gegenüberstellung von Informationsbedürfnissen der Obergesellschaft und 
bestehenden Informationsmöglichkeiten, kraft derer der Wissensdurst gestillt 
werden könnte. In § 4 werden sodann die einem grenzenlosen Informationsfluss 
entgegenstehenden Informationsweitergabehindernisse aus den verschiedenen 
Rechtsgebieten vorgestellt.

Der Zweite Teil befasst sich mit der Frage, ob dem herrschenden Unterneh-
men gegenüber der Tochter ein Anspruch auf Erhalt sämtlicher oder einzelner 
Informationen zusteht. Dabei wird zwischen der Rechtslage im Vertragskon-
zern (1. Kapitel) sowie im faktischen Konzern oder bei bloßer Abhängigkeit 
(2. Kapitel) unterschieden. § 5 untersucht, wie ein entsprechender Anspruch im 
Vertragskonzern überhaupt zu begründen ist. § 6 klärt im Anschluss daran, wie 
sich etwaige Informationsrechte in Sonderkonstellationen verhalten. Die Unter-
suchung zum Vertragskonzern schließt mit § 7, in dem das Verhältnis etwaiger 
Informationsrechte zu Informationsweitergabehindernissen erörtert wird. Die 
Ausführungen zum faktischen Konzern und zur Abhängigkeit beginnen mit 
einer Einleitung (§ 8) und der Darstellung teleologischer Hintergründe einzelner 
gesetzlich normierter Informationsansprüche (§ 9), um sodann in § 10 die Be-
sonderheiten, die sich beim Verlangen nach Know-how stellen, zu eruieren. 
Kernstück dieser Untersuchung bildet die Frage nach dem Bestehen eines all-
gemeinen konzernrechtlichen Informationsanspruchs (§ 11) oder zumindest 
eines spezialgesetzlichen Informationsanspruchs (§ 12).

Im Dritten Teil soll geklärt werden, inwiefern die Organe der Tochter be-
fugt sind, Informationen freiwillig an die Obergesellschaft weiterzugeben. 
Unterschieden wird zwischen der Informationsweitergabe durch den Vorstand 
(1. Kapitel) sowie den Aufsichtsrat der Tochter (2. Kapitel). Innerhalb des 1. Ka-
pitels wird wiederum differenziert zwischen der Rechtslage im Vertragskonzern 
(§ 13) und im faktischen Konzern sowie bei Abhängigkeit (§ 14). Das 2. Kapitel 
beginnt mit einer Einleitung (§ 15) und widmet sich sodann der Frage, ob der 
Aufsichtsrat nach der innergesellschaftlichen Zuständigkeitsordnung überhaupt 
berufen ist, Informationen an das herrschende Unternehmen heranzutragen 
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(§ 16). Im Anschluss daran prüft § 17, inwiefern Informationsweitergabehinder-
nisse den Informationsfluss über den Aufsichtsrat beschränken. Der Dritte Teil 
schließt mit einer Schlussbetrachtung im 3. Kapitel. Das Ende der Arbeit bildet 
der Vierte Teil, in dem die gefundenen Untersuchungsergebnisse in Thesenform 
zusammengefasst werden.

§ 3.  Informationsbedürfnis und Befriedigungsmöglichkeiten

I.  Das Informationsbedürfnis des herrschenden Unternehmens

Das herrschende Unternehmen hat ein Bedürfnis nach Informationen über die 
Tochtergesellschaft.26 Es beruht auf mehreren Gründen, die eng mit der kon-
kreten Information zusammenhängen. Naturgemäß vereinigen sich im ab-
hängigen Unternehmen unzählige und verschiedenste Informationen. Daher ist 
es nur schwer möglich, allgemeine Aussagen darüber zu treffen, weshalb die 
Muttergesellschaft bestimmte Informationen benötigt. Dennoch lassen sich im 
Wesentlichen vier unterschiedliche Gründe für ein Bedürfnis oder Interesse der 
Mutter nach Informationen ausmachen. Diese Differenzierung mag zunächst 
überflüssig erscheinen, weil doch alle vier Gründe letztlich nur die Aussage 
tragen, es bestehe ein Informationsbedürfnis. Die rechtliche Bewertung des ver-
bundinternen Informationsflusses hängt jedoch häufig davon ab, woher dieses 
Bedürfnis rührt. Auf die Differenzierung wird daher im Laufe der Untersuchung 
an verschiedenen Stellen zurückzukommen sein.

1.  Informationen zur Konzernkontrolle und -leitung

a)  Informationsbedürfnis für Konzernkontrolle

Die Beteiligung an dem abhängigen Unternehmen gehört als Aktivposten zum 
Vermögen der Mutter. Sie profitiert von einer positiven wirtschaftlichen Ent-
wicklung der Tochter, erleidet andererseits aber einen Beteiligungswertverlust 
im Falle einer negativen Entwicklung. Schon aus diesem Grund ist das gedeih-
liche Fortkommen der Tochter ein besonderes Anliegen der Muttergesellschaft 
und deren Leitungsorgan, des Vorstands. Das schließt es ein, von Fehlentwick-
lungen schon frühzeitig in Kenntnis gesetzt zu werden, um diesen möglichst 
wirkungsvoll begegnen zu können. Es liegt daher im ureigenen Interesse der 
Mutter, die Geschäfts- und Ergebnisentwicklung der Konzernunternehmen zu 
überwachen und zu kontrollieren. Zu diesem Zweck bedarf sie umfassender 

26  Vgl. allgemein Simitis, NJW 1977, 729 (733): „Mit der Konzernierung ist […] zwangs-
läufig ein steigendes Interesse an einem kontinuierlichen konzerninternen Informationsaus-
tausch verbunden […].“
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Information,27 denn Kontrolle wird durch Erhebung von Informationen und ge-
gebenenfalls deren Abgleich mit gesetzten Zielen ausgeübt.28 Erforderlich sind 
damit institutionalisierte Berichtslinien, die die Muttergesellschaft ständig mit 
tagesaktuellen und zukunftsorientierten Informationen vornehmlich über Be-
triebsergebnisse, Umsätze, Auftragseingänge, Investitionen sowie die Entwick-
lung der Liquidität versorgen.29 Als Instrument zur Verwirklichung einer der-
artigen Konzernkontrolle bietet sich namentlich die Einrichtung einer Abteilung 
an, die sich dem Beteiligungscontrolling widmet. Diese erhebt die relevanten 
Daten, bereitet sie auf und leitet sie an den Vorstand weiter. Ihr kommt damit 
eine führungsunterstützende Funktion zu.30

Angesichts der mittelbaren Partizipation der Mutter am Erfolg oder Miss-
erfolg der Tochter besteht Einigkeit darüber, dass aus der Leitungsaufgabe des 
Muttervorstands nach § 76 Abs. 1 AktG gar eine Pflicht zur Konzernkontrolle 
folgt.31 Diese verlangt von ihm aber lediglich, dafür Sorge zu tragen, dass er von 
wesentlichen Entwicklungen der Tochter Kenntnis erlangt.32 Das schließt die 
Pflicht mit ein, sich umfassend über die Aktivitäten der Tochter zu informieren.33 

27  Arnold/Rothenburg, in: J. Semler/Peltzer/Kubis, § 11 Rn. 37; Decher, ZHR 158 (1994), 
473 (476); Fleischer, in: Spindler/Stilz, § 76 Rn. 101; Fleischer, DB 2005, 759 (764); Kriepen-
dorf, DuD 1977, 16 (19); Löbbe, Unternehmenskontrolle, S. 105; J. Semler, in: Lutter, Holding-
Hdb, 4. Aufl., § 5 Rn. 68.

28  Vgl. zum Zusammenhang zwischen Konzernkontrolle und Informationsversorgung 
Liebscher, in: MünchKomm GmbHG, Anhang GmbH-Konzernrecht Rn. 1203; U. H. Schnei-
der, GmbHR 2010, 1313 (1315).

29  Vgl. zu den nötigen Daten H. Götz, ZGR 1998, 524 (537); Jungkurth, Konzernleitung, 
S. 56; daneben Löbbe, Unternehmenskontrolle, S. 105. Zur Bedeutung zukunftsorientierter 
Daten Decher, ZHR 158 (1994), 473 (478).

30  Vgl. zu Aufgaben und Funktion eines Konzern- bzw. Beteiligungscontrollings Decher, 
ZHR 158 (1994), 473 (478); Fleischer, in: Spindler/Stilz, § 76 Rn. 95; Fleischer, DB 2005, 759 
(763); Fleischer, CCZ 2008, 1 (4); H. Götz, ZGR 1998, 524 (537 f); Keller, in: Lutter/Bayer, 
§ 4 Rn. 4.97; Kleindiek, in: Hommelhoff/Hopt/v. Werder, S. 787 (803 f); Scheffler, Konzern-
management, S. 181 ff; Scheffler, in: Jacob, S. 19 (26 ff); Scheffler, AG 1991, 256 (258 ff, 261); 
J. Semler, in: Lutter, Holding-Hdb, 4. Aufl., § 5 Rn. 93 ff; Theisen, Konzern, S. 246 ff, 254 ff; 
Theisen, AG 1991, 262 (264 ff). Zu Controllingabteilungen in der Einzelgesellschaft H. Götz, 
AG 1995, 337 (338); Strothmeyer, Compliance, S. 32.

31  Fleischer, in: Spindler/Stilz, § 76 Rn. 93; Grigoleit/Tomasic, in: Grigoleit, § 93 Rn. 23; 
Habersack, in: Emmerich/Habersack, § 311 Rn. 11, 87; W. Hölters, in: W. Hölters, § 93 Rn. 83; 
Hopt/M. Roth, in: Großkomm AktG, § 93 Rn. 204; Löbbe, Unternehmenskontrolle, S. 75 f; 
Lutter, DZWiR 2011, 265 (266); v. Schenck, in: Lutter/Bayer, § 5 Rn. 5.55; Spindler, in: Münch-
Komm AktG, § 76 Rn. 45 f. Als Überwachungspflicht bezeichnend Kleindiek, in: Hommelhoff/
Hopt/v. Werder, S. 787 (797); H.-J. Mertens/Cahn, § 76 Rn. 65; Oltmanns, in: Heidel, § 76 
Rn. 13; Paschke, in: Schwerdtfeger, § 76 AktG Rn. 31; Markus Weber, in: W. Hölters, § 76 
Rn. 54.

32  H. Götz, ZGR 1998, 524 (535); H.-J. Mertens/Cahn, § 76 Rn. 65; Wilsing/Ogoreck, NZG 
2010, 216 (217).

33  H. Götz, ZGR 1998, 524 (527); Hopt/M. Roth, in: Großkomm AktG, § 93 Rn. 204; 
H.‑J. Mertens/Cahn, § 76 Rn. 65; Schmid, in: Ring/Grziwotz, § 43 Rn. 27; ähnlich Arnold/
Rothenburg, in: J. Semler/Peltzer/Kubis, § 11 Rn. 37.
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Häufig wird zu diesem Zweck die Etablierung eines Beteiligungscontrollings 
gefordert,34 das ein konzernweites Berichtssystem installiert.35 Der Konzern-
kontrollpflicht verwandt ist die in jüngerer Zeit in den Fokus wissenschaftlicher 
Aufmerksamkeit gerückte Konzern-Compliance-Pflicht. Einen besonderen 
Aspekt der Konzernkontrollpflicht stellt darüber hinaus die Pflicht zur konzern-
weiten Risikoüberwachung dar, die der Gesetzgeber mittlerweile in § 91 Abs. 2 
AktG36 teilweise37 geregelt hat.38 Für Unternehmen der Finanz- und Versiche-

34  Altmeppen, in: MünchKomm AktG, § 311 Rn. 440; Brebeck/Herrmann, WPg 1997, 381 
(386); Deilmann, in: Deilmann/M. Lorenz, § 14 Rn. 23; J. Eckert, in: Wachter, § 93 Rn. 9; Flei-
scher, CCZ 2008, 1 (4); H. Götz, ZGR 1998, 524 (532 mit Fn. 23, 536 ff); Hüffer, Liber amico-
rum Happ, S. 93 (103); Ihrig/C. Schäfer, Rechte und Pflichten, Rn. 1222, 1272 f; Lutter/Krieger/
Verse, Rechte und Pflichten, Rn. 152; Kleindiek, in: Hommelhoff/Hopt/v. Werder, S. 787 (798, 
803 f); Krieger, in: MünchHdb AG, § 70 Rn. 27; Krieger, in: Lutter/Bayer, § 7 Rn. 7.33; Lutter, 
AG 2006, 517 (518 f); Scheffler, in: Lutter/Bayer, § 2 Rn. 2.67; Scheffler, AG 1991, 256 (261); 
S. H. Schneider, in: Krieger/U. H. Schneider, § 8 Rn. 19; S. H. Schneider/U. H. Schneider, AG 
2005, 57 (58 f); U. H. Schneider, in: Krieger/U. H. Schneider, § 9 Rn. 17; Markus Weber, in: 
W. Hölters, § 76 Rn. 54; Wellhöfer, in: Wellhöfer/Peltzer/W. Müller, § 4 Rn. 368; Wiesner, in: 
MünchHdb AG, § 19 Rn. 39; ähnlich Habersack, in: Emmerich/Habersack, § 311 Rn. 11.

35  Vgl. zur Pflicht, ein konzerninternes Berichtswesen oder Informationssystem einzurich-
ten, Decher, ZHR 158 (1994), 473 (476); Figiel, Weitergabe, S. 53; Ihrig/C. Schäfer, Rechte 
und Pflichten, Rn. 1222, 1276; Jungkurth, Konzernleitung, S. 56; Kleindiek, in: Hommelhoff/
Hopt/v. Werder, S. 787 (798, 804); P. Lang, Compliance, S. 202; Liebscher, in: MünchKomm 
GmbHG, Anhang GmbH-Konzernrecht Rn. 1218; Martens, ZGR 1984, 417 (426); W. Müller, 
in: J. Semler/Peltzer/Kubis, § 10 Rn. 40; Preußner/Pananis, BKR 2004, 347 (350); Scheffler, 
Konzernmanagement, S. 144 ff, 164 ff, 181, 187, 189; Scheffler, in: Jacob, Controlling, S. 19 
(26 ff); v. Schenck, in: Lutter/Bayer, § 5 Rn. 5.76; S. H. Schneider, in: Krieger/U. H. Schneider, 
§ 8 Rn. 19; U. H. Schneider, in: Krieger/U. H. Schneider, § 9 Rn. 17; J. Semler, in: Lutter, Hol-
ding-Hdb, 4. Aufl., § 5 Rn. 68 ff; Wilm, GS Gruson, S. 465 (475); Wilsing/Ogoreck, NZG 2010, 
216 (217); ähnlich Lösler, NZG 2005, 104 (108); A. Reuter, DB 1999, 2250 (2252); Schmid, 
in: Ring/Grziwotz, § 43 Rn. 27. Zum österreichischen Recht etwa P. Doralt/Diregger, in: 
MünchKomm AktG, Österreichisches KonzernR Rn. 50; Kalss, in: Kalss/Nowotny/Schauer, 
Rn. 3/934; Nowotny, in: P. Doralt/Nowotny/Kalss, § 82 Rn. 3.

36  Zum Streit, ob § 91 Abs. 2 AktG zur Einrichtung eines umfassenden Risikomanagement-
systems oder nur zu einem Früherkennungssystem verpflichtet, vgl. nur Hüffer/J. Koch, § 91 
Rn. 8 ff. Im vorliegenden Zusammenhang ist mit dem Begriff „Risikomanagementpflicht“ 
keine umfassende Pflicht gemeint, wie sie die betriebswirtschaftliche Literatur fordert, sondern 
lediglich die engere Pflicht, ein Früherkennungssystem hinsichtlich bestandsgefährdender Ent-
wicklungen einzurichten.

37  Vgl. zur allgemeinen konzernweiten Risikoüberwachungspflicht aus §§ 76, 93 AktG 
nur Ihrig/C. Schäfer, Rechte und Pflichten, Rn. 1269; W. Müller, in: J. Semler/Peltzer/Kubis, 
§ 10 Rn. 119; S. H. Schneider, in: Krieger/U. H. Schneider, § 8 Rn. 19; U. H. Schneider, in: 
Krieger/U. H. Schneider, § 9 Rn. 17; Sethe, ZBB 2012, 357 (359 ff). Vor Einführung des § 91 
Abs. 2 AktG ergab sich eine entsprechende Pflicht bereits aus §§ 76 Abs. 1, 93 Abs. 1 AktG, 
vgl. RegBegr KonTraG, BT-Drucks. 13/9712, S. 15 (Verdeutlichung des geltenden Rechts); 
Altmeppen, ZGR 1999, 291 (300); Claussen, DB 1998, 177 (181); Preußner/F. Becker, NZG 
2002, 846 (847); Seibert, FS G. Bezzenberger, S. 427 (437); J. Semler, in: Lutter, Holding-Hdb, 
4. Aufl., § 5 Rn. 98.

38  Aus dem Wortlaut des § 91 Abs. 2 AktG geht zwar nicht hervor, dass sich das Über-
wachungssystem auch auf Konzerngesellschaften beziehen soll, jedoch hat der Gesetzgeber des 
KonTraG in der Regierungsbegründung deutlich gemacht, dass er die Vorschrift konzerndimen-
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–– interne Datenschutzbestimmungen  69
–– Konzerndatenschutz  65, 68, 72
–– Konzernklausel siehe Konzernprivileg
–– Konzernprivileg  61 ff, 510
–– personenbezogene Daten  60, 66, 69 ff, 

72
Delegation

–– der Informationsweitergabe  102 f
Deutscher Corporate Governance Kodex

–– Ziffer 4.1.3  354

Doppelmandate
–– als faktische Informationsmöglich-

keiten des herrschenden Unter-
nehmens  31 f

–– Anerkennung des Doppelmandats  483, 
493 ff

–– Informationsweitergabe durch Doppel-
mandatar im Aufsichtsrat der Toch-
tergesellschaft  31, 491 ff, 507, 516

–– Informationsweitergabe durch Doppel-
mandatar im Vorstand der Tochterge-
sellschaft  31 f, 508

Due-Diligence-Prüfung
–– Bedeutung für die Praxis des Unter-

nehmenskaufs  16 f
–– Befriedigung des Informationsbedürf-

nisses durch allgemeinen konzernrecht-
lichen Informationsanspruch  268 f

–– Befriedigung des Informationsbedürf-
nisses durch Auskunftsrecht nach § 131 
AktG 17 f

–– Befriedigung des Informationsbedürf-
nisses durch öffentlich publizierte 
Informationen  29 f

–– Befriedigung des Informationsbedürf-
nisses durch Weisungs- und Auskunfts-
recht im Vertragskonzern  108 f, 109 ff, 
137 f, 146, 226, 510

–– erfasste Informationen siehe Informa-
tionen

–– freiwillige Informationsweitergabe zur 
Ermöglichung einer Due-Diligence-
Prüfung  387 f, 392, 398 f, 419, 430 f, 
436 f, 456, 514

–– Informationsanspruch des Paket-
aktionärs zur Durchführung einer Due-
Diligence-Prüfung siehe Informations-
anspruch

–– Informationsbedürfnis zur Er-
möglichung einer Due-Diligence-
Prüfung  16 f

–– Leitungsbezug Due-Diligence-relevan-
ter Informationen siehe Leitungsbezug

–– Weitergabe von Insiderinformationen 
zur Ermöglichung einer Due-Dili-
gence-Prüfung siehe Insiderrecht
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Einheit
–– wirtschaftliche Einheit des Kon-

zerns  37, 280, 299 f, 351, 408
Einheitsgesellschaft siehe Einheits-

unternehmen
Einheitsprinzip  25 ff, 37 f, 509
Einheitstheorie siehe Einheitsprinzip
Einheitsunternehmen  2 f, 25, 37, 238
Einmanngesellschaft  418 ff, 431
Entscheidungsfindungsebene siehe 

Weisung
Entscheidungsumsetzungsebene siehe 

Weisung
Europäische Datenschutzgrundverord-

nung siehe Datenschutzrecht
Europäische Betriebsräterecht

–– ADS Anker-Entscheidung des EuGH 
338 ff, 341, 344, 351

–– bofrost-Entscheidung des EuGH   
338 ff, 351

–– Kühne & Nagel-Entscheidung des 
EuGH  338 ff, 341, 344, 347, 351

–– spezialgesetzlicher Informations-
anspruch zur Erfüllung der Pflicht  
aus § 5 EBRG siehe Informations-
anspruch

faktischer Konzern
–– allgemeiner konzernrechtlicher Infor-

mationsanspruch siehe Informations-
anspruch

–– Erfordernis eines Nachteilsausgleichs 
bei faktischer Konzernierung siehe 
Nachteilsausgleich

–– Innengesellschaft bürgerlichen 
Rechts  261 f

–– insiderrechtliches Weitergabeverbot 
bei faktischer Konzernierung siehe 
Insiderrecht

–– konzerninterne Sonderverbindung 
siehe Sonderverbindung

–– Nachauskunftspflicht bei faktischer 
Konzernierung siehe Nachauskunfts-
pflicht

–– spezialgesetzlicher Informations-
anspruch siehe Informationsanspruch

–– Verschwiegenheitspflicht des Tochter-
vorstands bei faktischer Konzernierung 

siehe Verschwiegenheitspflicht des 
Tochtervorstands

–– Weitergabe von Know-how bei fak-
tischer Konzernierung siehe Know-
how

Funktionsbezug
–– zu Herrschaft und Leitung siehe 

Leitungsbezug

Garantievereinbarung  371, 402 ff, 409 ff
Gesamtanalogie

–– zur Begründung eines allgemeinen 
konzernrechtlichen Informations-
anspruchs siehe Rechtsfortbildung

Gleichbehandlungsgebot siehe Gleichbe-
handlungsgrundsatz

Gleichbehandlungsgrundsatz  42 f, 141 f, 
146 ff, 432, 444, 453

GWB-Novelle
–– Achte GWB-Novelle  335 f
–– Regierungsentwurf  335

Halbjahresfinanzbericht  329, 330 ff
HGB von 1900  236 ff, 273

Informationen
–– Absatzzahlen  13
–– abstrakt gehaltene Daten  19
–– als Unternehmensressource  1 f
–– anonymisierte oder aggregierte Daten 

siehe Datenschutzrecht
–– Arbeitnehmerdaten siehe Datenschutz-

recht
–– Beschäftigtendaten siehe Datenschutz-

recht
–– Daten des Tagesgeschäfts  51
–– Daten über Lieferanten  92
–– Daten und Prognosen  304
–– Einzeldaten  292, 392
–– Finanz- und Investitionsplandaten  13
–– Gesamtergebnisse vor und nach Steu-

ern  13
–– Know-how siehe Know-how
–– Kosten- und Betriebsergebnisse  13
–– Kundendaten  13
–– Mitarbeiterdaten  22
–– öffentlich publizierte Informationen 

29 f
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–– personenbezogene Daten siehe Daten-
schutzrecht

–– tagesaktuelle Daten  17
–– über Auftragseingänge  9, 13
–– über die Entwicklung neuer Erzeug-

nisse  13
–– über Fixkosten  13
–– über Investitionen  9, 13
–– über Liquidität  9, 13, 96, 127, 387
–– über Personalentscheidungen  13
–– über Produktionskapazitäten  13
–– über Umsatz  13
–– über Vertriebsstrategien  13
–– vergangenheitsorientierte Informatio-

nen  19
–– von Due-Diligence-Prüfung erfasste 

Informationen  225
–– zukunftsorientierte Daten  18

Informationsanspruch
–– allgemeiner konzernrechtlicher Infor-

mationsanspruch  170 f, 172 ff, 219 ff, 
226 ff, 293, 511 f

–– allgemeiner konzernrechtlicher 
Informationsanspruch als Annex zu 
Hauptrecht  219 ff

–– als Hilfsrecht  103 f, 196 ff, 204 ff, 
210 f, 213, 214 ff, 219, 221 f, 225, 249 f, 
268, 511

–– Analogie zu bankrechtlicher Informati-
onspflicht zur Begründung eines spezi-
algesetzlichen Informationsanspruchs 
siehe Rechtsfortbildung

–– Analogie zu § 294 Abs. 3 HGB zur 
Begründung eines spezialgesetzlichen 
Informationsanspruchs siehe Rechts-
fortbildung

–– betriebsverfassungsrechtliche Informa-
tionsansprüche  133 f, 135

–– des herrschenden Unternehmens 
siehe allgemeiner konzernrechtlicher 
Informationsanspruch

–– des Paketaktionärs zur Durchführung 
einer Due-Diligence-Prüfung  268 ff

–– dogmatische Verortung  216 f
–– Entstehungsgrund  215 f
–– Gesamtanalogie zur Begründung 

eines allgemeinen konzernrechtlichen 

Informationsanspruchs siehe Rechts-
fortbildung

–– im Vorfeld eines Beherrschungsver-
trags  309 f

–– Informationsanspruch bei Bestehen 
eines Beherrschungsvertrags  77 ff, 
510 f

–– Informationsanspruch bei Bestehen 
eines Teilbeherrschungsvertrags  122 ff, 
510

–– konzernbilanzrechtlicher Informations-
anspruch nach § 294 Abs. 3 HGB  18 ff, 
210 f, 291

–– methodisches Instrument zur Herlei-
tung von Informationsrechten  217 f

–– Sonderverbindungskonzept zur Be-
gründung eines allgemeinen konzern-
rechtlichen Informationsanspruchs 
siehe Sonderverbindungskonzept

–– spezialgesetzlicher Informations-
anspruch  171, 186 ff, 222, 270 ff, 511, 
513

–– spezialgesetzlicher Informations-
anspruch als Annex zu Haupt-
pflicht  218 f, 284 ff

–– spezialgesetzlicher Informations-
anspruch zur Erfüllung der Konzern-
Compliance-Pflicht und verwandter 
Pflichten  351 ff

–– spezialgesetzlicher Informations-
anspruch zur Erfüllung der Pflicht aus 
§ 131 Abs. 1 S. 4 AktG  303 ff

–– spezialgesetzlicher Informations-
anspruch zur Erfüllung der Pflicht aus 
§ 15 WpHG  322 ff

–– spezialgesetzlicher Informations-
anspruch zur Erfüllung der Pflicht aus 
§ 81a GWB  333 ff

–– spezialgesetzlicher Informations-
anspruch zur Erfüllung der Pflicht aus 
§ 5 EBRG  338 ff

–– spezialgesetzlicher Informations-
anspruch zur Erfüllung der Pflichten 
aus § 293g Abs. 3 AktG und §§ 49 
Abs. 3, 64 Abs. 2 UmwG  305 ff

–– spezialgesetzlicher Informations-
anspruch zur Erfüllung der Pflichten 
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aus §§ 21 ff WpHG und §§ 35 Abs. 1, 30 
Abs. 1 S. 1 Nr. 1 WpÜG  312 ff

–– spezialgesetzlicher Informations-
anspruch zur Erfüllung der Pflichten 
aus §§ 37v ff WpHG  328 ff

–– Treuepflicht zur Begründung eines 
spezialgesetzlichen Informations-
anspruchs siehe Treuepflicht

–– Treuepflichtkonzept zur Begründung 
eines allgemeinen konzernrechtlichen 
Informationsanspruchs siehe Treue-
pflichtkonzept

–– zur Erfüllung einer Pflicht des Berech-
tigten  218 f

–– zur Unterstützung eines Rechts des 
Berechtigten  215 ff

Informationsbedürfnis
–– Befriedigung des Informationsbedürf-

nisses bei Bestehen eines Beherr-
schungsvertrags  105 ff, 361 f, 506

–– Befriedigung des Informationsbedürf-
nisses bei faktischer Konzernierung 
oder bloßer Abhängigkeit  169 ff, 
362 ff, 507 f

–– für die Ausübung von Konzernkon-
trolle  8 ff, 12, 14, 19 f, 22, 30, 460, 509

–– für die Ausübung von Konzern-
leitung  11 ff, 17, 60 f, 69, 117, 174 ff, 
251, 254, 468, 509

–– für die Erfüllung eigener wirtschaftli-
cher Interessen  15 ff

–– für die Erfüllung konzernbezogener 
(Publizitäts-)Vorschriften  14 f, 17, 508

–– zur Ermöglichung einer Due-Dili-
gence-Prüfung siehe Due-Diligence-
Prüfung

Informationsmittler
–– Aufsichtsrat als Informationsmittler im 

Konzern siehe Aufsichtsrat
–– Mitarbeiter als Informationsmitt-

ler  490
Informationspflicht

–– bankrechtliche Informations-
pflicht  287 ff

Informationsrechte
–– als Hilfsrechte siehe Informations-

anspruch

–– dogmatische Verortung siehe Informa-
tionsanspruch

–– Entstehungsgrund siehe Informations-
anspruch

–– methodisches Instrument zur Herlei-
tung von Informationsrechten siehe 
Informationsanspruch

–– mitgliedschaftliche Informations-
rechte  203, 205 ff, 208, 215

–– zur Vorbereitung eines Unternehmens-
verkaufs bei Bestehen eines Beherr-
schungsvertrags siehe Due-Diligence-
Prüfung

Informationssystem
–– konzerninternes Informationssystem 

siehe konzernweites Informations-
system

–– konzernweites Informationssystem  14, 
248, 355, 370, 401 f, 429

Informationsweitergabe
–– durch den Tochteraufsichtsrat siehe 

Aufsichtsrat
–– durch den Tochtervorstand siehe 

Informationsweitergabebefugnis
–– externe Informationsweitergabe  492, 

496 ff
–– innere Informationsweitergabe  492 ff

Informationsweitergabebefugnis
–– des Tochteraufsichtsrats siehe Auf-

sichtsrat
–– des Tochtervorstands bei Bestehen 

eines Beherrschungsvertrags  361 f
–– des Tochtervorstands bei faktischer 

Konzernierung oder bloßer Abhängig-
keit  362 ff

Insiderrecht
–– Anforderungen an eine befugte Infor-

mationsweitergabe  52 ff
–– Bedeutung als Informationsweitergabe-

hindernis  50 ff
–– Bedeutung des Verwendungszwecks 

für die insiderrechtliche Informations-
weitergabebefugnis  469 ff

–– Bildung von Fallgruppen  58 f, 151, 
154, 160 f

–– Grøngaard-und-Bang-Entscheidung 
56 ff, 59, 158 f, 160 f, 163, 165, 466
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–– insiderrechtliches Weitergabeverbot 
bei Bestehen eines Beherrschungsver-
trags  151 ff

–– insiderrechtliches Weitergabeverbot bei 
bloßer Abhängigkeit  470 f

–– insiderrechtliches Weitergabeverbot bei 
faktischer Konzernierung  459 ff

–– insiderrechtliches Weitergabeverbot 
bei Informationsweitergabe durch den 
Aufsichtsrat  503 f

–– Interessenabwägung  54, 55 f, 161 ff, 
467 ff

–– Weitergabe von Insiderinformationen 
zur Ermöglichung einer Due-Dili-
gence-Prüfung  153, 167 f, 464, 470 f, 
516

Investor Relations  480 f

Jahresabschluss  20, 29 f, 37 f, 183, 215, 
253 f, 314, 392

Jahresfinanzbericht  328 ff

Know-how
–– Begriff  15
–– Weitergabe von Know-how als Nach-

teil  377 ff
–– Weitergabe von Know-how bei Beste-

hen eines Beherrschungsvertrags  90 ff, 
111 ff

–– Weitergabe von Know-how bei 
Bestehen eines Teilbeherrschungsver-
trags  125

–– Weitergabe von Know-how bei bloßer 
Abhängigkeit  222 ff

–– Weitergabe von Know-how bei fak-
tischer Konzernierung  222 ff

Kompetenzordnung  473, 475 f, 477 ff, 
482, 484 ff, 488, 490, 499

Konsolidierungskreis  37, 316, 322 ff, 
325 ff

Konzernabschluss  18, 37, 183, 253, 293, 
295, 303, 313 ff, 317, 324, 329 ff

Konzernbetriebsvereinbarung
–– als zweiseitiges Rechtsgeschäft  20 f
–– Bindung der Tochtergesellschaft  22 f
–– inhaltliche Weite  21 f

Konzernbilanz  38, 210 f, 215, 290, 315 f

Konzernbilanzrecht  18, 37 f, 174, 211, 
291, 295, 304

Konzern-Compliance
–– Konzern-Compliance-Pflicht  4, 10, 

351 ff
–– spezialgesetzlicher Informations-

anspruch zur Erfüllung der Konzern-
Compliance-Pflicht siehe Informations-
anspruch

Konzerninteresse  2, 64, 77, 86, 91, 96, 
104, 130, 138, 154 f, 157, 166 f, 182, 
185, 237 ff, 249, 256, 376, 388, 403, 
460 ff, 465 f, 469, 502 f, 504

Konzernkontrolle
–– Informationen zur Ausübung von 

Konzernkontrolle siehe Informations-
bedürfnis

–– Pflicht zur Konzernkontrolle  9, 354
–– Verwendung von Informationen zum 

Zwecke der Konzernkontrolle siehe 
Verwendung von Informationen

Konzernlagebericht  18 f, 37, 253, 315 f, 
324, 329 ff

Konzernleitung
–– Begriff  118, 232, 256
–– Beteiligungsveräußerung als Maß

nahme der Konzernleitung  110 ff, 116, 
121

–– Funktion der Muttergesellschaft  170, 
443, 455

–– Informationen zur Ausübung von 
Konzernleitung siehe Informations-
bedürfnis

–– Pflicht zur Konzernleitung  5, 12, 183, 
219, 221, 249

–– Verwendung von Informationen zum 
Zwecke der Konzernleitung siehe Ver-
wendung von Informationen

Konzernleitungsbefugnis
–– als Hauptrechtsposition  227 ff, 233 ff, 

246, 248, 266, 512
–– als mitgliedschaftliches Recht  184, 

257 f
–– bei faktischer Konzernierung oder 

bloßer Abhängigkeit  172, 178, 227 ff
Konzernorganisation  3, 12
Konzernplanung  12
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Konzernprivileg
–– datenschutzrechtliches Konzernprivileg 

siehe Datenschutzrecht
–– des Aufsichtsrats siehe Aufsichtsrat

Konzernrechnungslegung
–– Auskunftsanspruch im Rahmen der 

Konzernrechnungslegung siehe Infor-
mationsanspruch

Kosten
–– aus der Informationsbeschaffung, -auf-

bereitung und -weiterleitung  382 ff, 
419, 431 f, 435, 437, 441, 502, 507, 
514 f

Kühne & Nagel
–– Entscheidung des EuGH siehe Euro-

päische Betriebsräterecht

Lagebericht  19
Leitungsbezug

–– Erfordernis eines Leitungsbezugs von 
Informationen bei Bestehen eines 
Beherrschungsvertrags  105 ff, 113, 
117 ff, 167 f

–– Erfordernis eines Leitungsbezugs 
von Informationen im Rahmen der 
Durchbrechung der Verschwiegenheits-
pflicht  436

–– Erfordernis eines Leitungsbezugs von 
Informationen im Rahmen des § 131 
Abs. 4 AktG  443 f, 456 f

–– Erfordernis eines Leitungsbezugs von 
Informationen im Rahmen des § 311 
Abs. 1 AktG  408

–– Leitungsbezug Due-Diligence-relevan-
ter Informationen  119 ff, 436

Lizenzrahmensatz  381 f, 514

MPS
–– Entscheidung des BGH  369, 392 ff, 

397

Nachauskunftspflicht
–– Bedeutung als Informationsweitergabe-

hindernis  39 ff
–– bei Bestehen eines Beherrschungsver-

trags  139 ff
–– bei bloßer Abhängigkeit  458 f
–– bei faktischer Konzernierung  441 ff

–– bei Informationsweitergabe durch den 
Aufsichtsrat  501

–– Doppelfunktion des Auskunftsemp-
fängers  143 ff, 455 ff

–– Historie der Nachauskunfts-
pflicht  146 ff

Nachteil
–– aus der Informationsbeschaffung, 

-aufbereitung und -weiterleitung siehe 
Kosten

–– aus der Verwendung der Informatio-
nen  384 ff

–– Quantifizierbarkeit von Nach-
teilen  379 ff, 398 f, 404 ff

–– Weitergabe von Know-how als Nach-
teil siehe Know-how

Nachteilsausgleich
–– Erfordernis eines Leitungsbezugs von 

Informationen im Rahmen des § 311 
Abs. 1 AktG siehe Leitungsbezug

–– Erfordernis eines Nachteilsausgleichs 
bei bloßer Abhängigkeit  49, 364 ff

–– Erfordernis eines Nachteilsausgleichs 
bei faktischer Konzernierung  49, 
364 ff

Pflicht zur Nachauskunft siehe Nachaus-
kunftspflicht

Pflichtvorschriften
–– spezialgesetzlicher Informations-

anspruch zur Erfüllung der Konzern-
Compliance-Pflicht und verwandter 
Pflichten siehe Informationsanspruch

–– spezialgesetzlicher Informations-
anspruch zur Erfüllung der Pflicht aus 
§ 131 Abs. 1 S. 4 AktG siehe Informati-
onsanspruch

–– spezialgesetzlicher Informations-
anspruch zur Erfüllung der Pflicht 
aus § 15 WpHG siehe Informations-
anspruch

–– spezialgesetzlicher Informations-
anspruch zur Erfüllung der Pflicht 
aus § 81a GWB siehe Informations-
anspruch

–– spezialgesetzlicher Informations-
anspruch zur Erfüllung der Pflicht aus 
§ 5 EBRG siehe Informationsanspruch
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–– spezialgesetzlicher Informations-
anspruch zur Erfüllung der Pflichten 
aus § 293g Abs. 3 AktG und §§ 49 
Abs. 3, 64 Abs. 2 UmwG siehe Infor-
mationsanspruch

–– spezialgesetzlicher Informations-
anspruch zur Erfüllung der Pflichten 
aus §§ 21 ff WpHG und §§ 35 Abs. 1, 30 
Abs. 1 S. 1 Nr. 1 WpÜG siehe Informa-
tionsanspruch

–– spezialgesetzlicher Informations-
anspruch zur Erfüllung der Pflichten 
aus §§ 37v ff WpHG siehe Informa
tionsanspruch

(Publizitäts-)Vorschriften
–– Informationsbedürfnis zur Erfüllung 

konzernbezogener (Publizitäts-)Vor-
schriften siehe Informationsbedürfnis

–– Verwendung von Informationen zum 
Zwecke der Herstellung von Publizität 
siehe Verwendung von Informationen

Quartalsfinanzbericht  329, 331 ff

Rechtsfortbildung
–– Analogie  188 f, 191, 207 f, 253 f, 287 f, 

289 f, 290 ff, 303 f, 308, 312, 317, 321, 
323, 337, 346 f, 512, 513

–– Analogie zu bankrechtlicher Infor-
mationspflicht zur Begründung eines 
spezialgesetzlichen Informations-
anspruchs  287 ff

–– Analogie zu § 294 Abs. 3 HGB zur 
Begründung eines spezialgesetzlichen 
Informationsanspruchs  290 ff

–– Begriff  64, 185, 192, 247, 284 ff, 301 f, 
317, 329, 331, 346, 348, 350, 353, 357, 
511, 513

–– Gesamtanalogie zur Begründung 
eines allgemeinen konzernrechtlichen 
Informationsanspruchs  174 f, 182 ff, 
188, 252 ff

–– teleologische Extension  100 f, 109, 
217 f, 285, 287, 510 f

Rechtssicherheit  92, 155, 162, 174, 389, 
439, 458

Referentenentwurf
–– zum AktG 1965  83 f, 91, 138, 147 f, 

232, 239 ff, 242, 244 f
Regierungsentwurf

–– zum AktG 1965  89, 147, 241 ff,  
244

–– zum VAG 2016  288
–– zur Achten GWB-Novelle siehe GWB-

Novelle
Risikomanagement

–– Pflicht zum konzernweiten Risiko-
management  11, 281, 351, 355

–– Risikomanagementsystem  373
Risikoüberwachung

–– Pflicht zur konzernweiten Risiko
überwachung  10, 354 f

Rothschild, Nathan Mayer  1

Schädigungsprivileg  228 ff
Share-deal

–– Informationsanspruch im Falle eines 
Share-deals bei Bestehen eines Beherr-
schungsvertrags siehe Unternehmens-
verkauf

–– Unternehmensverkauf im Wege des 
Share-deals siehe Unternehmens
verkauf

Sonderprüfer
–– Auskunftsrecht  183, 212, 252

Sonderverbindung
–– konzerninterne Sonderverbindung  141, 

143, 145, 177, 185, 261 ff
–– Zusammenhang zwischen Sonder-

verbindung und Informations-
anspruch  177 f, 263 ff

Sonderverbindungskonzept
–– zur Begründung eines allgemeinen 

konzernrechtlichen Informations-
anspruchs  177 f, 185 f, 261 ff

Teilbeherrschungsvertrag
–– Informationsanspruch bei Bestehen 

eines Teilbeherrschungsvertrags siehe 
Informationsanspruch

–– Weitergabe von Know-how bei Be-
stehen eines Teilbeherrschungsvertrags 
siehe Know-how
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Trennungsprinzip  25 f
Treuepflicht

–– Begriff  415
–– Sperre durch §§ 311 ff AktG  416 ff
–– zur Begründung eines allgemeinen 

konzernrechtlichen Informations-
anspruchs siehe Treuepflichtkonzept

–– zur Begründung eines spezialgesetz­
lichen Informationsanspruchs  301 f

–– zur Statuierung einer Verwendungs-
beschränkung von Informatio-
nen  414 ff

Treuepflichtkonzept
–– zur Begründung eines allgemeinen 

konzernrechtlichen Informations-
anspruchs  175 ff, 184 f, 257 ff

Umsatzlizenzvertrag  381 f
Unternehmensinteresse

–– an der Weitergabe sonstiger Informa-
tionen  425, 427 ff, 431 ff, 437 f, 441, 
502

–– an der Weitergabe von Know-how 
426 f, 434, 441, 502

–– der Tochter im faktischen Konzern  
182, 185, 237 ff

–– der Tochter im Vertragskonzern 
138

–– Schutz des Unternehmensinteresses 
durch Verschwiegenheitspflicht  36, 
139

Unternehmensverkauf
–– Due-Diligence-Prüfung siehe Due-

Diligence-Prüfung
–– im Wege des Asset-deals  113 ff
–– im Wege des Share-deals  116
–– Informationsanspruch im Falle eines 

Asset-deals bei Bestehen eines Beherr-
schungsvertrags  113 ff

–– Informationsanspruch im Falle eines 
Share-deals bei Bestehen eines Beherr-
schungsvertrags  116 ff

–– Informationsrechte zur Vorbereitung 
eines Unternehmensverkaufs bei 
Bestehen eines Beherrschungsver-
trags  109 ff

Veranlassung  50, 132, 184, 223, 229, 232, 
256, 265, 293, 373 ff, 389, 405 f, 433, 
439, 456, 466, 478, 487, 491, 514

Veranlassungsfolgepflicht  223 ff, 248, 
257, 465

Verbandsrechtsvorbehalt  280 ff, 356, 513
Verlustausgleich

–– pauschalierter Verlustausgleich  371, 
402 ff, 410 ff

Verschwiegenheitspflicht des Abschluss-
prüfers siehe Abschlussprüfer

Verschwiegenheitspflicht des Aufsichts-
rats  501 ff

Verschwiegenheitspflicht des Tochtervor-
stands

–– bei Bestehen eines Beherrschungsver-
trags  128 ff

–– bei bloßer Abhängigkeit  437 ff
–– bei faktischer Konzernierung  420 ff
–– Erfordernis eines Leitungsbezugs von 

Informationen im Rahmen der Durch-
brechung der Verschwiegenheitspflicht 
siehe Leitungsbezug

–– generelle Geltung im Konzern  36 ff
–– Tatbestand  33 ff
–– Vorrang von Auskunftspflichten vor der 

Verschwiegenheitspflicht  131 ff
Verwendung von Informationen

–– Bedeutung des Verwendungszwecks 
für die insiderrechtliche Informations-
weitergabebefugnis siehe Insiderrecht

–– Gewährleistung legitimer Verwendung 
siehe Verwendungsbeschränkungen

–– Nachteile aus der Verwendung der 
Informationen siehe Nachteil

–– zu eigenen unternehmerischen 
Zwecken  112, 222, 386 ff, 392 ff, 397 f, 
429 ff, 514

–– zu Lasten der Tochter siehe Verwen-
dung von Informationen zu eigenen 
unternehmerischen Zwecken

–– zum Zwecke der Herstellung von 
Publizität  106, 108, 167 f, 389 ff, 392 f, 
398 f, 409, 414, 416, 418 f, 427 ff, 431, 
438, 470 f, 506, 514 f

–– zum Zwecke der Konzernkontrolle 
106 ff, 268, 384 ff, 388 f, 393, 399, 409, 
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414, 416, 418, 427 ff, 431, 438, 467, 
469 ff, 506, 508, 514 f

–– zum Zwecke der Konzernleitung  106, 
152, 186, 223 ff, 292, 388 f, 398 f, 409, 
414, 416, 418 f, 425, 427 ff, 431, 469 ff, 
474, 515

Verwendungsbeschränkung
–– von Informationen bei Bestehen eines 

Beherrschungsvertrags  107 ff, 506, 
510

–– von Informationen bei faktischer 
Konzernierung oder bloßer Abhängig-
keit  407 ff, 414 ff, 506 ff, 514 ff

Verwertungsrisiko
–– Begriff  407
–– Gleichsetzung mit Ausfallrisiko siehe 

Ausfallrisiko
Vorstand

–– Berichtspflicht gegenüber dem Auf-
sichtsrat siehe Aufsichtsrat

–– Informationsweitergabe durch den 
Vorstand siehe Informationsweiterga-
bebefugnis

–– Informationsweitergabe durch Doppel-
mandatar im Vorstand der Tochterge-
sellschaft siehe Doppelmandate

–– Zuständigkeit für die Außenkom-
munikation  477 ff

Weisung
–– als Instrument zur Durchsetzung eines 

Informationsverlangens bei Bestehen 
eines Beherrschungsvertrags  81 ff

–– Entscheidungsfindungsebene  85 ff, 88, 
90, 93

–– Entscheidungsumsetzungsebene  85 ff, 
88 ff, 93

Zwischenmitteilung der Geschäfts-
führung  329, 331 ff
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